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Stellungnahme der Eidgenössischen Kommission für ABC-Schutz (KomABC) im 

Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur Teilrevision der Kernenergieverordnung 

(KEV; SR 732.11), zur Teilrevision der Kernenergiehaftpflichtverordnung (KHV) und zur 

Teilrevision der Ausserbetriebnahmeverordnung sowie der Gefährdungsannah-

menverordnung  

 
Die Eidgenössische Kommission für ABC-Schutz (KomABC) bedankt sich für die Möglich-
keit, eine Stellungnahme im Rahmen des im Titel erwähnten Vernehmlassungsverfahrens 
einzureichen. Die KomABC ist eine beratende Kommission, die sich mit dem Schutz vor 
atomaren (nuklearen und radiologischen, A), biologischen (B) und chemischen (C) Risiken 
und Bedrohungen der schweizerischen Bevölkerung und ihrer Lebensgrundlagen befasst. 
Die Stellungnahme hat sie vor dem Hintergrund ihres Aufgabenspektrums verfasst. 

Grundsätzliche Bemerkungen 

Die KomABC unterstützt die Teilrevision der Verordnungen zur Kernenergiegesetzgebung. 
Mit der Revision werden unklare Formulierungen präzisiert und damit eine Aktualisierung des 
Regelwerks herbeigeführt. Die Kommission begrüsst insbesondere, dass mit den revidierten 
Verordnungen weiterhin ein hohes Sicherheitsniveau von den schweizerischen Kernanlagen 
gefordert wird. 
  
Störfallanalyse und vorläufige Ausserbetriebnahme von Kernkraftwerken (KKW) 

Die KomABC unterstützt den neuen Wortlaut, mit dem die Bestimmungen zu Störfällen, die 
durch seltene natürliche Ereignisse verursacht sind, präzisiert werden, ausdrücklich. Diese 
sorgen ebenso wie die neue Formulierung der Kriterien über die Ausserbetriebnahme von 
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Kernkraftwerken für mehr Klarheit. 
Die KomABC erwartet jedoch auch – ebenso wie die KNS -, dass allfällige wesentliche Über-
schreitungen der tieferen Dosislimiten (bis 1 mSv) nicht toleriert werden, sowie dass auch bei 
allfälligen geringfügigen Überschreitungen der tieferen Dosislimiten zeitnah wirksame Mass-
nahmen ergriffen werden und der Sollzustand hergestellt wird. Die Vorgaben der Strahlen-
schutzgesetzgebung sind zu erfüllen. 
 
Bestimmungen zur Abklinglagerung von radioaktiven Abfällen aus Kernanlagen 

Aus Sicht der Kommission, stimmen die revidierten Bestimmungen zur Abklinglagerung von 
radioaktiven Abfällen aus Kernanlagen mit der Strahlenschutzverordnung (StSV; SR 
814.501) sowie dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik überein. Dass die Ab-
klinglagerung künftig auch ausserhalb der Standorte von Kernanlagen möglich sein soll, er-
achtet die Kommission als sinnvoll. 
 

Die Eidg. Kommission für ABC-Schutz stellt fest, dass die angepassten Vorlagen der Kern-
energieverordnung (KEV; SR 732.11), der Kernenergiehaftpflichtverordnung (KHV) und der 
Ausserbetriebnahmeverordnung sowie der Gefährdungsannahmenverordnung dazu beitra-
gen, die bestehenden Regelungen zu klären und in sachdienlicher Weise zu erweitern. Die 
hohen Anforderungen an das Sicherheitsniveau der schweizerischen Kernanlagen werden 
mit der Revision aufrechterhalten. 

Zwei Mitglieder der KomABC konnten sich der obigen Stellungnahme nicht vollständig an-
schliessen und äusserten die unten aufgeführten abweichenden Meinungen zur Stellung-
nahme der Kommission in drei Punkten: 

2.1 Art. 8 Kernenergieverordnung (KEV) 
Mit der geplanten Teilrevision von Art. 8 Abs 4 KEV soll neu zwischen technischen Störfällen und 
Störfällen, die durch Naturereignisse ausgelöst werden, unterschieden werden. Damit wird auch die 
Basis für die neu vorgesehene Ungleichbehandlung der beiden Störfallarten und damit für eine Auf-
weichung der bisherigen Störfallvorsorgepraxis gelegt. Das Strahlenschutzrecht kennt die vorgeschla-
gene Unterscheidung zwischen technischen und naturbedingten Störfällen m.E. nicht, da die für den 
Bevölkerungsschutz massgebende Dosis unabhängig vom Ereignis ist. Die vorgeschlagene Revision 
von Art. 8 Abs. 4 KEV ist deshalb aus meiner Sicht eine Schwächung des bisherigen Sicherheitsni-
veaus und nicht kompatibel mit der Strahlenschutzgesetzgebung. Die Eidgenössische Kommission für 
nukleare Sicherheit (KNS) hat schon im Jahr 2012 darauf hingewiesen, dass die Verknüpfung der 
Störfallhäufigkeiten mit den einzuhaltenden Dosiswerten nicht präzise ist1. Im Rahmen der Strahlen-
schutzverordnungsrevision gab dieser Punkt ebenfalls Anlass zu Diskussionen. Ich bin deshalb der 
Ansicht, dass die vorliegende Revision genutzt werden sollte, das Recht im Sinne des Bevölkerungs-
schutzes zu präzisieren und die Störfallhäufigkeit 10-4 der Störfallkategorie gemäss Art. 123 Abs. 2 
Bst. c StSV und damit dem Dosiswert von höchstens 1 mSv zuzuordnen. Dass das Einhalten von 1 
mSv in der Störfallkategorie gemäss Art. 123 Abs. 2 Bst. c StSV möglich ist, zeigen die Nachweise zur 
Erdbebensicherheit des AKW Gösgen. Ich bin weiter der Ansicht, dass eine Zuordnung der 10‘000-
jährlichen Ereignisse zur Störfallkategorie gemäss Art. 123 Abs. 2 Bst. d StSV (Dosiswert 100 mSv) 
auch deshalb nicht im Sinne des Bevölkerungsschutzes ist, weil Werke, welche heute 1 mSv einhalten 
können, sich bei künftigen Auslegungsüberprüfungen mit allfällig notwendigen Sicherheitsmassnah-
men an den 100 mSv orientieren würden. In der Konsequenz könnte sich dies ebenfalls negativ auf 
die Sicherheit auswirken, was ich nicht unterstützen kann. 
Zusammenfassend: Die Revision von Art. 8 Abs. 4 KEV lehne ich ab. Zudem ist die Störfallhäufigkeit 
10-4 der Störfallkategorie gemäss Art. 123 Abs. 2 Bst. c der Strahlenschutzverordnung (StSV) vom 26. 
April 2017 (SR 814.501) und damit dem Dosiswert von höchstens 1 mSv zuzuordnen. 
 
2.2 Art. 44 Abs. 1 KEV und Ausserbetriebnahmeverordnung 
Die Anpassung von Art 44 Abs. 1 KEV sowie die Streichung von Art. 3 Ausserbetriebnahmeverord-
nung betreffend das Kriterium der Kernkühlung führt m.E. dazu, dass eine vorläufige Ausserbetrieb-
nahme nur noch dann erfolgen muss, wenn ein Dosiswert von 100 mSv für die Bevölkerung über-
schritten wird (und nicht wie bisher je nach Störfallkategorie gemäss Art. 123 Abs. 2 StSV schon bei 1 
mSv). Dies ist aus meiner Sicht eine Schwächung der Sicherheit, welche ich nicht unterstütze. Ge-
mäss Erläuterungsbericht (S. 15, Ziff. 2.1.2) sei eine vorläufige Ausserbetriebnahme gerechtfertigt, 
wenn eines oder mehrere Kriterien nach Art. 44 Abs. 1 KEV erfüllt sind. Dabei dürfe es zum Schutz 
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von Mensch und Umwelt nicht darauf ankommen, ob dies auf Auslegungsfehler oder alterungsbeding-
te Abweichungen von der Auslegung zurückzuführen ist. Diesen Ausführungen stimme ich zu. Aller-
dings führen die Anpassungen von Art. 2 und Art. 3 der Ausserbetriebnahmeverordnung auch dazu, 
dass eine Ausserbetriebnahme bei den Kriterien „Primärkreislauf“ und „Containment“ gemäss Verord-
nung nur noch bei Alterungsschäden möglich ist (vgl. dazu den Titel des 3. Kapitels: „Ausserbetrieb-
nahme wegen Alterungsschäden“). Damit wäre – so muss ich das verstehen - z.B. die Ausserbetrieb-
nahme bei Versagen des Containments aufgrund eines Störfalles (z.B. Flugzeugabsturz) in der Aus-
serbetriebnahmeverordnung nirgends geregelt.  
Zusammenfassend: Die Revision von Art. 44 Abs. 1 KEV sowie Art. 2 und Art. 3 der Ausserbetrieb-
nahmeverordnung kann ich nicht unterstützen. 
1 „Da die Anforderungen mit abnehmender Häufigkeit steigen, ist das 10‘000-jährliche Ereignis hinsichtlich sicherheitstechnischer Anforderungen 
abdeckend für Störfälle der Kategorie 2 (Dosislimite 1 mSv) und müsste nach üblichen Regeln der konservativen Nachweisführung der Störfallka-
tegorie 2 zugewiesen werden.“ Eidgenössische Kommission für nukleare Sicherheit, Reaktorkatastrophe von Fukushima/Folgemassnahmen in 
der Schweiz, KNSAN-2435, März 2012, S. 21. 

 
2.3 Gefährdungsannahmenverordnung 
Die Streichung von Art. 5 Abs. 4 Gefährdungsannahmenverordnung zusammen mit der Teilrevision 
von Art. 8 Abs. 4 KEV führt m.E. dazu, dass nur noch zwei diskrete naturbedingte Störfälle mit jährli-
chen Häufigkeiten von 10-3 und 10-4 und deren Dosisgrenzwerten von 1 mSv bzw. 100 mSv für die 
Störfallanalyse zu betrachten sind. Bisher galt es bei naturbedingten Störfällen, jährliche Häufigkeiten 
grösser gleich 10-4 zu berücksichtigen und zu bewerten (Art. 5 Abs. 4 Gefährdungsannahmenverord-
nung). Zudem musste auf die Einhaltung der Dosisgrenzwerte gemäss Art. 123 Abs. 2 StSV geachtet 
werden (Art 7 Bst. a Gefährdungsannahmenverordnung). Die Beschränkung auf zwei diskrete Stör-
fallhäufigkeiten bei naturbedingten Störfällen führt dazu, dass Störfalluntersuchungen gemäss der in 
Art. 8 Abs. 4bis KEV eingeführten Störfallhäufigkeiten nicht mehr abdeckend2 sind, was aus meiner 
Sicht eine Aufweichung der bisherigen Störfallvorsorge darstellt. Es widerspricht zudem – so interpre-
tiere ich die vorgeschlagenen Änderungen - dem in der Gefährdungsannahmenverordnung geforder-
ten Nachweis, dass ein abdeckendes Spektrum an Störfällen beherrscht wird (Art. 1 Bst. e Gefähr-
dungsannahmenverordnung). 
Zusammenfassend: Mit der Revision der Gefährdungsannahmenverordnung bin ich nicht einverstan-
den. 
2 Ich verstehe „abdeckend“ dahingehend, dass bei exemplarischer Betrachtung eines Störfalles dieser den schlimmsten möglichen Fall einer 
bestimmten Kategorie von Störfällen darstellt, er also die höchsten Anforderungen an die Schutzziele stellt und somit abdeckend für die anderen 
Störfälle steht. In diesem Sinne ist die Zuordnung eines Dosisgrenzwertes von 100 mSv zur Störfallhäufigkeit von 10-4 als nicht abdeckend zu 
sehen, da die Störfallhäufigkeit von 10-4 am unteren Ende der Störfallkategorie gemäss Art. 123 Abs. 2 Bst. d liegt. 

 

Für die Berücksichtigung unseres Schreibens bedanken wir uns bestens. 

 

Freundliche Grüsse 

Eidgenössische Kommission für ABC-Schutz 
 
Sig. elo. 

 
Dr. Marco Brossi 
Vizepräsident 
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